
Drei Mamas habe sie, sagt die 13-
jährige Anka cool, wenn sie mit
anderen Kindern über ihre Fami-

lie spricht: Bei einer war ich im Bauch,
bei zwei anderen lebe ich, nur den Papa
kenne ich nicht.

Was kompliziert klingt, lässt sich
schnell erklären. Geboren ist Anka in Bul-
garien, ihre leibliche Mutter gab sie gleich
nach der Geburt in ein Heim und zur
Adoption frei. Mit vier Jahren wurde sie
von Claudia Peters adoptiert, einer Innen -
architektin aus Münster. Und die lebt in
Lebenspartnerschaft mit einer anderen
Frau: Constanze, einer Frauenärztin – An-
kas Mama Nummer drei.

Nur vor dem Gesetz ist das anders, denn
da gilt Constanze nicht als Ankas Mama.
Das Mädchen ebenfalls zu adoptieren wur-
de ihr verwehrt. In Deutschland können
Einzelpersonen zwar Kinder adoptieren,
unabhängig von Geschlecht, Familienstand
und sexueller Orientierung. Die Adoption
eines Kindes durch ein gleichgeschlecht -
liches Paar aber ist nach geltender Auffas-
sung in Deutschland nicht erlaubt.

Die Grünen versuchen seit Jahren, dar -
an etwas zu ändern, und brachten 2010

einen entsprechenden Gesetzentwurf in
den Bundestag ein, bislang erfolglos. Im
selben Jahr scheiterten die Landesjustiz-
minister mit einem Vorschlag beim Bund.

Das Thema rührt an grundsätzliche Fra-
gen der rechtlichen Gleichstellung von
Ehe und gleichgeschlechtlicher Lebens-
partnerschaft, aber auch an die noch
grundsätzlichere Frage, was eine Familie
ist und ob sie auch aus Mutter, Mutter
und Kind bestehen kann.

Diesen Dienstag verhandelt das Bundes -
verfassungsgericht über die Verfassungs-
beschwerde von Constanze Peters – zu-
sammen mit dem Fall eines homosexuel-
len Paars aus Hamburg, das einen inzwi-
schen zwölf Jahre alten Sohn hat. Auch
dort hat der eine Partner den Jungen in
Rumänien adoptieren dürfen, der andere
dann aber nicht.

Bislang ist die Rechtslage so: Wenn bei
Eheleuten ein Partner ein Adoptivkind
mit in die Ehe bringt, darf der andere es
auch rechtlich als Kind annehmen. In ei-
ner eingetragenen Lebenspartnerschaft
darf der gleichgeschlechtliche Partner das
leibliche Kind des anderen adoptieren –
nicht aber ein Kind, das jener adoptiert

hat. Der Erste Senat in Karlsruhe muss
entscheiden, ob darin eine verfassungs-
widrige Ungleichbehandlung liegt.

Sollten die beiden Paare recht bekom-
men, wäre einer stufenweisen Adoption
von Kindern durch gleichgeschlechtliche
Lebenspartner der Weg geebnet; ein Ver-
bot der gemeinschaftlichen Adoption
durch Schwule und Lesben ließe sich
dann politisch kaum mehr halten.

Constanze und Claudia Peters wollen
ihren richtigen Namen – und den der
Tochter – nicht in der Zeitung preisgeben,
um sie vor möglichen Belästigungen zu
schützen. Sie hätten nie gedacht, dass sie
womöglich Rechtsgeschichte schreiben
würden, als sie sich 2003 erstmals um eine
Adoption bemühten. „Wir sind da relativ
blauäugig reingegangen“, sagt Constanze.
„Wir wollten zwar nie nur eine Einzel-
adoption, aber wir haben uns gesagt, wir
machen das jetzt, und der Rest wird sich
finden.“ 

Seit 20 Jahren sind Claudia, 58, und
die fünf Jahre jüngere Constanze ein Paar.
Sie ähneln sich schon äußerlich. Beide
haben denselben Kurzhaarschnitt und tra-
gen eine randlose Brille. Beide trinken
gern Holunderpunsch, und beide haben
an ihrer Hand den gleichen breiten, gol-
denen Ring – nur dass Claudia ihn rechts
trägt und Constanze links. Die Ringe
steckten sie sich 1996 an, als es die Mög-
lichkeit einer eingetragenen Partnerschaft
noch gar nicht gab. Bald darauf wuchs
bei beiden der Wunsch, ein Kind zu adop-
tieren.

Beim Jugendamt Münster bekamen sie
die nötigen Papiere. Im Frühsommer
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Lesbisches Paar mit Kind

V E R F A S S U N G S G E R I C H T

Mutter, Mutter, Kind 
Schwule und Lesben dürfen adoptieren – aber nicht als Paare.

Jetzt verhandelt Karlsruhe über diesen Widerspruch.
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2003 fuhren sie dann zum ersten Mal zu
einem Kinderheim nach Bulgarien, Clau-
dia als Adoptionswillige, Constanze of -
fiziell nur als beratende Freundin. Die
Ringe hatten sie vorsichtshalber abge-
nommen. Beide erinnern sich an den
 Moment, als die dreijährige Anka herein-
gestürmt kam. „Da ist sofort der Funke
übergesprungen.“

Es dauerte ein Jahr und viele weitere
Besuche, bis die Adoption perfekt war –
mit Hilfe einer Adoptionsvermittlungs-
stelle nach den strengen Regeln des Haa-
ger Übereinkommens. Im Juli 2004 konn-
ten Constanze und Claudia ihre Tochter
Anka mit nach Deutschland nehmen.

In Deutschland gibt es deutlich mehr
adoptionswillige Paare als zur Adoption
freigegebene Kleinkinder. Die Jugend -
ämter können bei den Bewerbern deshalb
strenge Kriterien anlegen. Für Einzelper-
sonen bleibt da in der Regel nur eine
Adoption im Ausland.

Als Anka das Kinderheim verließ,
konnte sie noch nicht richtig sprechen
und kannte keine Natur, sie war fast nie
ins Freie gekommen. Inzwischen ist sie
Torjägerin in ihrem Fußballverein. Beide
Mütter kümmern sich um das Mädchen,
montags und donnerstags ist Claudia ver-
antwortlich, dienstags und mittwochs
Constanze, die übrigen Tage gestalten sie
gemeinsam. Die Tochter nennt beide
„Mama“.

Rechtlich ist nicht immer klar, was
Constanze darf und was nicht. Auch fi-
nanziell macht es einen Unterschied, dass
sie nicht als Mutter gilt. So kann sie etwa
keinen Kinder- und Betreuungsfreibetrag
geltend machen. Und sollte Claudia ein-
mal etwas zustoßen, würde Constanze
zwar vermutlich als Vormund für Anka
bestellt, aber verlassen könnten sie sich
darauf nicht.

Dass auch Constanze Anka adoptieren
darf, „ist für uns alle drei vom Grundge-
fühl her bedeutsam“, sagt Claudia. „Ich
wollte auch nie alleinverantwortlich sein.“
2005 schlossen sie ihre Lebenspartner-
schaft, um die Voraussetzung für die wei-
tere Adoption zu schaffen. Doch wie zu
erwarten, lehnten die Gerichte diesen
Schritt ab.

Das immer noch geltende Erziehungs-
bild sehe „die Kindererziehung zuvor-
derst als Aufgabe einer aus Vater, Mutter
und Kind bestehenden Familie“ an, urteil-
te das Oberlandesgericht (OLG) Hamm
Ende 2009 in ihrem Fall; damit sei ein „ge-
wichtiger Sachgrund für eine Ungleichbe-
handlung von Ehegatten gegenüber gleich-
geschlechtlichen Partnern“ im Adoptions-
recht gegeben.

Anders sah das ein Jahr später das
Oberlandesgericht Hamburg, das den
ähnlichen Fall eines schwulen Paars von
sich aus dem Bundesverfassungsge richt
zur Entscheidung vorlegte. Der Ge -
setzgeber habe ja die Adoption eines
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 leiblichen Kindes des einen Lebenspart-
ners durch den anderen zugelassen, und
zwar mit dem Argument, „die Rechts -
stellung des Kindes“ würde dadurch „er-
heblich verbessert“. Diese Begründung,
so das OLG Hamburg, mache aber ge -
rade „keinen Unterschied“ zwischen
 Lebenspartnerschaften mit leiblichem
oder adoptiertem Kind und gelte „für
beide Fallvarianten vielmehr gleicher -
maßen“.

Schon seit Jahren stärkt das Verfas-
sungsgericht die Rechte von homosexu-
ellen Paaren: 2002 erkannte es eingetra-
gene Lebenspartnerschaften an, und 2009
bekräftigte es, aus dem besonderen ver-
fassungsrechtlichen Schutz der Ehe könne
nicht abgeleitet werden, „dass andere Le-
bensgemeinschaften im Abstand zur Ehe
auszugestalten und mit geringeren Rech-
ten zu versehen sind“.

An dieser Auffassung dürfte sich nichts
geändert haben. Seit Februar 2011 sitzt
im Ersten Senat sogar eine Richterin, die
Berliner Rechtsprofessorin Susanne Baer,
die selbst in einer eingetragenen Lebens-
partnerschaft mit einer Frau lebt.

Auch das Kindeswohl dürfte kaum als
Argument für die Ungleichbehandlung
tragen. Das muss in jedem Einzelfall bei
einer Adoption geprüft werden. Es sind
keine wissenschaftlichen Belege bekannt,
dass es Kindern schadet, bei homosexu-
ellen Partnern aufzuwachsen. Im Gegen-
teil: Eine vom Bundesjustizministerium
in Auftrag gegebene Studie zur „Lebens-
situation von Kindern in gleichgeschlecht-
lichen Lebenspartnerschaften“ kam 2009
zu dem Schluss, dass sich die Kinder in
sogenannten Regenbogenfamilien „eben-
so gut entwickeln“ wie Kinder in anderen
Familienformen.

Es sei doch eine „Tatsache“, sagt Rita
Coenen, die Anwältin des lesbischen  Paars,
dass auch die nur von einem Lebenspart-
ner adoptierten Kinder „in der homosexu-
ellen Beziehung leben, die Familienbande
damit faktisch existieren“. Folgerichtig sei
diese Bindung „durch die Zulassung der
gemeinsamen Adoption zu stärken“.

Das, sagt Claudia, sei auch „das Haupt-
motiv für unsere Verfassungsbeschwer-
de“. Anka sei gegenüber anderen Kin-
dern „benachteiligt, weil man ihr einen
Elternteil vorenthält“. Und Constanze be-
tont: „Wir sind eine Familie, wir waren
eine Familie, und wir werden immer eine
Familie bleiben, egal wie das Verfassungs-
gericht entscheidet.“
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„Wir werden immer eine
Familie bleiben, 
egal wie das Verfassungs -
gericht entscheidet.“


